
Byndessozialgerichi

Bundessozialgericht Im Namen des Volkes

una-u...— 5„—_————_——_5___

In dem Rechtssireif

Zugestellt
:”‚ Revisionsklägerin,

am l4oJuni 1966
Prozeßbevollmächtigter:

„ „ o „ „ . o „ „ o „ „ „ „ o

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts o h n e
mündliche Verhandlung nach @ 124 Abso 2 i°Vomo @ 153

Abs° 1 und @ 165 des Sozialgerichtsgesetzes am
18° Mai 1966 durch

vSenatspräsident Dro H a u e i s e n

_ — Vorsitzender —,
Bundesrichterin - Dr° S c h w a r z„

Bundesrichter S o n n e n b e r g9
Bundessozialrichter G ü n t h e r ,
Bundessozialrichter Dr° N e u m a n n

‚für Recht erkannt:

Die Revision wird als unzulässig verworfen, soweit sie

die Rente für die Zeit vom 10 Januar 1955 bis 310 De—

zember 1956 betrifft° Die Revision wird als unbegrün-

det zurückgewiesen, soweit sie die Rente für die Zeit

vom 10 Januar 1957 an betriffto Soweit die Revision

die Rückforderung des Betrags von 2°3249- DM be—

trifft, wird das Urteil des Landessozialgerichts

Rheinland—Pfalz vom 240 Juni 1964 aufgehoben und die

Sache zu neuer Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwieseno
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’Der Ehemann der Revisionsklägerin9 Andreas Jan: (Jo)9

gehören am 170 März 18969 beantragte im April 1955 Ruhe—

_
geld wegen Berufsunfähigkeito Die Beklagte lehnte diesen

Antrag am 300 November 1955 ab? weil J0 nicht berufs—

unfähig seic Die Klage hatte keinen Erfolg (Urteil des
Sozialgerichts - SG — Koblenz vom 230 Oktober 1956)° Im

Berufungsverfahren erkannte die Beklagte Berufsunfähig—

keit des Jo im Sinne des 5 23 Abs° 2 AVG (in der seit

10 Januar 1957 geltenden Fassung —nF—) ab September
1958 an und bewilligte mit Bescheid Vom 110 Februar 1959

Berufsunfähigkeitsrente neuen Rechts ab 10 September
1958° Soweit Jo mit seiner Berufung Rente bereits für

die Zeit ab 10 Mai 1955 begehrte? hatte er keinen Er—

folg (Urteil des Landessozialgerichts — LSG — Rheinland»

Pfalz vom 290 April 1959)o Auf die Revision des Jo wur—
de das Urteil des BSG vom Bundessozialgericht (BSG) we—

gen wesentlicher Verfahrensmängel aufgehoben und die

Sache zu neuer Entscheidung an das LSG zurückverwieseno

Während des noch rechtshängigen Berufuhgsverfahrens

_vollendete Jo das 650 Lebensjahr° Die Beklagte wandelte

deshalb mit Bescheid vom 11° Mai 1962 die Rente wegen

Berufsunfähigkeit ab 10 März 1961 nach 5 31 AbSd 2 AVG
nF in das Altersruhegeld um9 das sie auf monatlich

479,50 DM festsetzte° Am 290 August 1962 hob das LSG
ldas Urteil des SG vom 230 Oktober 1956 und den Bescheid
_der Beklagten

vom 30° November 1955 auf und verurteilte
idie Beklagte "unter Abänderung des Bescheides vom

110 Februar 1959"? on Jo Angestelltenrente wegen Berufs—
unfähigkeit ab 10 Mai 1955 zu gewähren; es kam zu diesem
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Ergebnis? weil es die für die Beurteilung der Berufs—

unfähigkeit maßgebende versicherungspflichtige Beschäf—

tigung des Je höher qualifizierte als das SG dies in dem

Urteil vom 250 Oktober 1956 getan hatte‚ und weil es zu
der Überzeugung gelangt war‚ für diesen Beruf sei die Er—

werbsfähigkeit des J° schon seit Mai 1955 auf weniger als

die Hälfte der Erwerbsfähigkeit_eines gesunden Versicherten
herabgesunkén° Zu der Höhe der in dem Bescheid vom 110 Fe—
bruar 1959 für die Zeit ab 10 September 1958 errechneten

Rente und darüber9 wie die Rente für die Zeit ab 10 Mai 1955

zu berechnen sei7 äußerte sich das LSG nicht; es führte je—
doch aus? der Bescheid vom 11„ Mai 1962 sei nicht nach 5 96

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Gegenstand des Berufungs—

verfahrens, weil er die Bescheide vom 50° November 1955 und

vom 110 Februar 1959 weder abgeändert noch erSetzt habe, son—
dern den Anspruch des Jo auf Altersruhegeld betreffeo Das

Urteil des LSG wurde rechtskräftig° Mit Bescheid vom 2° No—

vember 1962 hob die Beklagte "auf Grund des Urteils des LSG"

die Bescheide vom'llo Februar 1959 und vom 11° Mai 1962 auf}

bewilligte Jo ab 1° Mai 1955 Rente wegen
Berufsunfähigkeit

alten Rechts9 stellte diese Rente mit Wirkung vom 10 Januw

ar 1957 nach Art° 2 55 50 ff des AngestelltenversicherungsH

Neuregelungsgesetzes (AnVNG) um und erhöhte sie —unter Be—
rücksichtigung der inzwischen erlassenen Rentenanpassungs—

gesetze — aus
Anlaß der Vollendung des 65° Lebensjahres des

.Jo ab 10 März 1961 nach Arto 2 5 37 Abso 3 AnVNGauf 15/13
der bisherigen Bezügeo Die so 4 nach altem Recht — berechnete

Rente blieb für einen Teil der zurückliegenden Zeit unter den'

bisher — bei Berechnung der Rente nach neuem Recht — gezahl—

ten Beträgeh;die Rente war für die Zeit vom 10 September bis

310 Dezember 1958 (was von den_Beteiligten übersehen werden

ist) um monatlich 0,30 DM} insgesamt also um 1?20 DM? für die
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Zeit vom 1° März bis zum 51° Dezember 1961 um monat—
lich 115940 DM9 insgesamt um 1°1549— DM und für das

Jahr 1962 um monatlich 97940 DM? insgesamt um 10168980 DM‚

zusammen demnach um 205249— DM niedriger als die bishe—

rigen Rentenbezügeo Für die Zeit ab 10 Januar 1963 setzte

die Beklagte die Rente, die zuletzt 479,30 DM betragen '
hatte9 auf den nunmehr nach altem Recht (unter Berück-

sichtigung der Umstellungsvorschriften) errechneten Be—

trag von 581990 DM herab° Den Betrag von 205249— IDM9den
J° nach der Neuberechnung in dem Bescheid vom 20 Novem—

ber 1962 "zuviel" erhalten hatte, verrechnete die Be—

klagte bei der Feststellung der Nachzahlung? die sich aus

der Bewilligung der Rente — des Ruhegeldes wegen Be—

rufsunfähigkeit — schon ab 10 Mai 1955 und aus den — für

die Zeit vom 10 Januar 1959 bis zum 280 Februar 1961 —
höheren Beträgen der Neuberechnung ergab°

Mit der Klage wandte sich J° gegen den Bescheid vom

20 November 1962° Er war der Meinung‚ Gegenstand des Ver—

fahrens sei nur der Anspruch auf Rente für die Zéit vom

10 Mai 1955 bis 51° August 19589 nur hierüber habe das

LSG in dem Urteil vom 290 August 1962 entschieden? die

Bescheide vom 11° Februar 1959 und vom 110 Mai 19629 die
"rechtskräftig" geworden seien? würden durch das Urteil

des LSG nicht berührt‚ die Beklagte habe diese Bescheide

in ihrem “Ausführungsbescheid” vom 20 November 1962

nicht aufheben und nicht "auf stillem wege" — durch Ver—
rechnung bei der Nachzahlung _ die auf Grund dieser Be—

scheids gewährten Leistungen "wieder einziehen" und

auch nicht die laufende Rente herabsetzen dürfeno Das

SG Koblenz verurteilte die Beklagte am 70 Mai 1963 unter

Abänderung des Bescheids vom 2° November 19629 "dem
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Kläger (J) Angestelltenrente wegen Berufeunfähigkeit

ab 10 Mai 1955 bis 51° August 1958 nach altem Recht?

vom 1° September 1958 bis 280 Februar 1961 Berufsun—

fähigkeitsrénte nach neuem Recht wie bisher und ab loMärz

1961 Altersruhegeld wegen Vollendung des 650 Lebensjahres

wie bisher (479‚30 DM) zu zahlen"() Auf die Berufung der Be-
klagten hob das LSG Rheinland—Pfalz am 240 Juni 1964 das
Urteil des SG auf und wies die Klage ab: Die Beklagte sei

an die Bescheide vom 110 Februar 1959 (Festsetzung der Be—
rufsunfähigkeitsrente nach neuem Recht ab 1° September 1958)

und vom 110 Mai 1962 (Umwandlung der Berufsunfähigkeitsren—

te in das Altersruhegeld ab 1a März 1961) nicht durch 5 77

SGG gebunden; diesen Bescheiden sei dadurch9 daß Jo die Vor—

verlegung des Eintritts des Versicherungsfalles der Berufs-

unfähigkeit auf den 10 Mai 1955 begehrt und erreicht habe9

die Grundlage entzogen; Ausgangspunkt für diese Bescheide

sei gewesen9 daß es sich um Versicherungsfälle neuen Rechts

handele; der Versicherte„der einen früheren Beginn seiner

Rente begehre9 müsse9 wenn diesem Begehren entsprochen wer—

de, eine damit möglicherweise verbundene Herabsetzung seiner

bisherigen Be2üge und der laufenden Rente in Kauf nehmeno

Die Beklagte habe auch die Leistungen‚ die auf Grund der Be—

scheide vom 11° Februar 1959 und vom 110 Mai 1962 gewährt
werden seien9 mit den neu festgestellten Zahlbeträgen ver—

‚rechnen dürfen° Das LSG ließ die Revision zu° Das Urteil wur—
de Ja am 4° August 1964 zugestellto

Am 200 August 1964 legte Jo Revision ein‚ er
beantragte‚

— in der Fassung seines Antrags vom 250 September 1964 —

das angefochtene Urteil abzuändern und die Be—

klagte zu verurteilen? unter Abänderung des Be—

30heides vom 20 November 1962 Angestelltenrente

wegen Erwerbsunfähigkeit ab 10 Mai 1955 bis zum
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510 Dezember 1956 nach altem Recht und

vom 10 Januar 1957 bis zum 280 Februar 1961

Erwerbsuhfähigkeitsrente (Rentenart 20) und

ab 10 därz 1961 wegen Vollendung des 650 Le-

bensjahres Altersrente wie bisher (479930 DM)

zu zahleno

‘Er begründete die Revision am 300 September 1964: Das

LSG habe sich in dem angefochtenen Urteil über die

Bindungswirkung der Bescheide vom 11° Februar 1959 und

vom 110 Mai 1962 nach 5 77 see und über die Rechtskraft-
wirkung des Urteils des LSG vom 290 August 1962 hinweg—

'gesetzto Die Renten9 die durch die genannten Bescheide

gewährt worden seien? dürfe die Beklagte nicht herab“

setzen° Entgegen der Ansicht des LSG seien auch die
‘gesetzlichen Voraussetzungen für die von der Beklagten

Ivorgenommene "Verrechnung" nicht gegebene

Jo starb am 1° Februar 1966; seine Ehefrau Maria JCIL
als Alleinerbin nahm das Verfahren aufo

Die Beklagte beantragte9

‘
die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

„
gmündliehe Verhandlung einverstanden (55 165‚ 153 Abso 1‚

124 Abs„ 2 SGG)„ . '

IID

‚
Die Revision ist nicht in vollem Umfange zulässig°

Soweit sie nach 55 162 Abso 1 Nr° 19 164 SGG zulässig

ist‚ ist sie nur teilweiSe begründeto

1‘) Soweit die Revision die Rente für die Zeit vom
10 Mai 1955 bis 310 Dezember 1956 betrifft? ist sie

nicht zulässig? weil Jo insoweit durch das Urteil
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des LSG nicht beschwert gewesen isto Das SG hat in

dem Urteil vom 70 Mai 1965 JG ab 10 Mai 1955 "Ange—

stelltenrente wegen Berufsunfähigkeit nach altem Recht"

(bis 310 August 1958) gewährt; dieses Urteil hat zwar
das Klagebegehren9 das auch für diese Zeit auf Gewährung

von Rente wegen
Berufsunfähigkeit nach neuem Recht — in

der gleichen Höhe wie sie in dem Bescheid vom 110 Febru—

‚ar 1959 bewilligt war — gerichtet gewesen ist9 nicht voll

befriedigt, 99£L@?ÜPS?9)-KÄESSI.ÄJ:Ähat aber das Urteil
des SG nicht mit der Berufung angefochteno Die Berufung

ggr_nglggten hat — nur — die Zeit vom 10 Januar 1957 an
betroffen; das LSG hat9 wie sich aus den Urteilsgründen

ergibt, auch nur hinsichtlich dieser Zeit die Rechtmäßig-
lkeit des Bescheids vom 20 November 1962 und das Urteil des

SG nachgeprüft; es hat sich — ent3prechend dem Berufuhgsbégeh—

ren der Beklagten — mit dem Bescheid vom 20 November 1962

nur insoweit befaßt‚ als darin die Bescheide vom 115 Fe—

bruar 1959 und vom 11„ Mai 1962 "aufgehoben"9 die durch
diese Bescheide gewährten Renten niedriger festgestellt

‚und die "zuviel" gezahlten Beträge bei der Nachzahlung

"verrechnet" werden sind; das LSG hat damit das Urteil des

SGnur "abgeändert"9 nicht aber9 wie es im Tenor des Ur—
teils heißt, in vollem UmfangaufgehobemFür die Zeit vom
1° Mai 1955 bis 310 Dezember 1956 ist hiernach Jo durch
das Urteil des LSG nicht beschwert gewesen° Soweit er für

diese Zeit Rente nach altem Recht "wegen Erwerbsunfähig-

keit" begehrt hat‚ hat er übersehen9 daß das alte Recht

nur den Begriff der Berufsunfähigkeit9 nicht aber den Be-
griff der Erwerbsunfähigkeit gekannt hato

Im ReviSionsverfahren ist deshalb zunächst noch streitig7

ob die Beklagte in dem Bescheid vom 20 November 1962 ihren

Bescheid vom 110 Bebruar 1959 zu Recht als "auf Grund des

‚—8—
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_
Urteils des LSG" vom 290 August 1962" aufgehoben"
bezeichnet hat„ Das LSG hat dies in dem Urteil vom

240 Juni 1964 im Ergebnis zu Recht bejahto Zwar hat
" das LSG im Tenor des Urteils vom 290 August 1962 die

} Beklagte — nur — "unter Abänderung" des Bescheides-

vom 110 Februar 1959 zur Gewährung von Rente an den

Kläger schonab 10 Mai 1955und damit auch für die
streitige Zeit ab 10 Januar 1957 verurteilt° Aus der

Begründung des Urteils vom 290 August 1962 ergibt sich

aber? daß das LSG den Bescheid vom 110 Februar 1959

dadurch "abgeändert" hat‚ daß es den Eintritt des Ver—

sicherungsfalles der Berufsunfähigkeity den die Be—

klagte in dem Bescheid vom 110 Februar 1959 auf Sep—

tember 1958 festgestellt hatte9 auf April 1955 und da—
mit auf einen Zeitpunkt festgestellt hat; in dem die

Berufsunfähigkeit nach dem vor dem 10 Januar 1957 gel—

tenden Recht zu beurteilen gewesen isto Damit ist nicht

nur der Eintritt des Versicherungsfalles "vorverlegt"

und der Inhalt des Bescheids im übrigen9 insbesondere

hinsichtlich der Höhe der Rente? nicht berührt werden;

Das LSG ist Vielmehr in dem Urteil vom 290 August 1962

von einem anderen Sachverhalt ausgegangen als von dem?

auf dem der Bescheid vom 110 Februar 1959 beruht hat;

der Bescheid vom 110 Februar 1959 ist damit in vollem

Umfange hinfällig geworden„ er hat keine "Bindungwir—

kung" mehr haben können; es ist rechtlich unerheblich?

wenn die Beklagte der Meinung gewesen ist9 sie habe

"auf Grund des Urteils des LSG" diesen Bescheid noch

selbst in dem angefochtenen "Ausführungsbescheid" auf—

heben müssenc Das LSG hat mit der Aufhebung des Be—

scheids vom 110 Februar 1959 auch nicht gegen das Ver—

bot der
räformatio

in peius verstoßen° Jo hat auch nach

dem Erlaßides
— während des Berufungsverfahrens er—

gangenen 4 Bescheids vom 110 Februarll959 an dem Be—
1

> ’ .
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gehren festgehalten; die Beklagte zu verurteilen,
ihn

die Rente schon ab 10 Mai 1955 zu gewähren° Auch der

Bescheid vom 110 Februar 19599 der den ablehnenden Be—

scheid vom 300 November 1955 ersetzt hat? ist nach 5 96

SGG Gegenstand des Verfahrens des LSG gewesen‚ auch die—

ser Bescheid ist mit der Klage (vglo BSG 189 251 ff, 254)

angefochten gewesen° Das LSG hat über die Berufung gegen

das Urteil des SG vom 230 Oktober 1956? mit dem der An—

spruch auf Rente ab 10 Mai 1955 in vollem Umfang abge—

lehnt worden ist‚ und über die Klage, die den nur teil—

weise dem Antrag des Jo entsprechenden Bescheid vom

110 Februar 1959 betroffen hat9 entscheiden müssen9 es
hat J° durch die Aufhebung des Beseheids vom 11° Febru-

ar 1959 auch nicht schlechter gestellt; denn es hat ihm

entsprechend seinem Klagebegehren Rente bereits ab 19Mai

1955 gewährt° '

Da die Beklagte auf Grund des Urteils des LSG Jo Ruhegeld

. wegen Berufsunfähigkeit nach altem Recht schon für die

Zeit vom 10 Mai 1955 an gewährt hat9 hat sie auch zu Recht

vom 1° Januar 1957 an diese Rente nach Arto 2 55 30 ff AnVNG
umgestellto Diese Rente hat9 da Jo nach dem 510 Dezember 1891

geboren ist9 vom 10 Januar 1957 an als Rente wegen
Erwerbsun—

fähigkeit im Sinne des Art° 2 5 30 Abs° 2 AnVNG gegolten (vglo

Arto 2 5 37 Abs() 3 AnVNG)o Die Beklagte hat die Rente für die
Zeit vom 1° September 1958 an auch niedriger feststellen dür—

fen als in dem Bescheid vom 110 Februar 1959; nachdem dieser

Bescheid vom LSG zu Recht aufgehoben
war, hat er der neuen und

‚auch einer niedrigeren Feststellung der Rente durch die Be—

klagte nicht mehr entgegengestandeno Die Beklagte hat bei Aus—

führung des Urteils des LSG weder — wie in dem Bescheid vom
11° Februar 1959 für die Zeit vom 10 September 1958 an « Rente

wegen Berufsunfähigkeit neuen Rechts noch — wie von J° für die

Zeit vom 10 Januar 1957 bis zum 280 Februar 1961 begehrt — Rente
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Wegen Erwerbsunfähigkeit neuen Rechts (Rentenart 20)
gewähren können9 weil nach der Entscheidung des LSG‚

‘daß der Versicherungsfall der Berufsunfähigkeit bereits

1955 eingetreten ist? für die Zeit ab 10 Januar 1957 nur
mehr die Gewährung des nach Art° 2 @@30 ff AnVNGumge—
stellten Ruhegeldes wegen Berufsunfähigkeit alten Rechts

in Betracht gekommenist°

Aus der Aufhebung des Bescheids vom 110 Februar 1959

durch das LSG in dem.Urteil vom 290 August 1962 hat sich

aber auch die Berechtigung der Beklagten ergeben? den
6 Bescheid vom 110 Mai 1962 "aufzuheben"? doho zurückzu—

nehmen„ Da das LSG diesen Bescheid nicht in sein Ver“
fahren einbezogen hat9 erstreckt sich die Rechtskraft

‘ des Urteils des LSG nicht auf diesen Bescheid‚ die Be—

klagte ist jedenfalls dureh dieses Urteil nicht gehin—

dert gewesen‚ den Bescheid vom 110 Mai 1962 zurückzu-

nehmeno Ob das LSG zu Recht der Meinung gewesen ist„

dieser Bescheid sei nicht Gegenstand des anhängigen

Verfahrens geworden und ob es zu Recht über diesen Be—

scheid nicht entschieden hat? kann dahingestellt blei—
lbeno Grundlage des Beseheids vom 110 Mai 1962 ist der

Bescheid vom 110 Februar 1959 gewesen; mit dem Bescheid

_
vom 110 Mai 1962 ist die Rente wegen Berufsunfähigkeit

neuen Rechts? die Jodurch den Bescheid vom 110 Febru—

ar 1959 gewährt werden war‚ nach 5 31 Abso 2 AVG n? in

„das Altersruhegeld umgewandelt werden° Der Bescheid vom
11° Februar 1959 ist nun aber durch das rechtskräftig

gewordene Urteil des LSG in für die Beklagte bindender

Weise nachträglich aufgehoben werden° Die Beklagte ist

damit zur Neufeststellung der Rente auch für die Zeit

vom 10 März 1961 an und insoweit, als es sich um die

Höhe — nicht nur um die Art — der Rente gehandelt hat9

„..ll_„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 _

"durch Gesetz" (@ 77 SGG, 2o Halbsatz) ermächtigt gewesen,

Rechtsgrundlage für die Aufhebung des Bescheids vom ll° Mai

1962 ist e obwohl das LSG diese Vorschrift nicht herangezogen

hat — 5 1744 Abs, 1 Nro 5 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

in Verbindung mit £ 204 AVG gewesen° Der Senat hat schon in

dem Urteil vom 1° Oktober 1964 (BSG 22, 13 ff) dargelegt, daß
5 1744 Abs() 1 Nr, 5 RVG nach dem Sinn und Zweck dieser Vor—

schrift eine "neue Prüfung" und damit den Erlaß eines "Zweit—

bescheids" auch dann rechtfertigt, wenn die "Entscheidung",

welche die Grundlage eines Verwaltungsakts (des Erstbescheids)

gewesen ist, nicht ein strafgerichtliches Urteil, sondern eben»

falls ein Verwaltungsakt gewesen, dieser Verwaltungsakt aber

später in bindender Weise aufgehoben werden ist° Die "neue

Prüfung" des Bescheids vom 110 Mai 1962, die nach der rechts—

wirksamen Aufhebung des Bescheids vom 11, Februar 1959 erfor—

derlich gewesen und in dem Bescheid vom 20 November 1962 durch-

geführt worden ist, hat sich ebenso wie der Bescheid vom llo■ai

1962 auf die Zeit vom 10 März 1961 an erstreckt; die Beklagte
hat die Rente auf Grund dieser Prüfung sowohl für die zurück—

liegende Zeit als auch für die Zukunft niedriger feststellen

dürfen0 Die Bindungswirkung des Bescheids vom 110 Mai 1962

(5 77 SGG, l° Halbsatz) ist nicht entgegengestanden, weil die
Ausnahmeregelung des @ 77 SGG, 2° Halbsatz vorgelegen hat,

Das LSG hat also den Bescheid vom 20 November 1962 im Ergeb—

nis zu Recht als rechtmäßig angesehen, soweit dieser Bescheid

die Rente des J, für die Zeit ab 10 Januar 1957 neu und teil—
weise niedriger festgestellt hat als in den Bescheiden vom
11° Februar 1959 und vom 110 Mai 1962, Die Revision ist inso—

weit (oben Nr, 2 — 4) unbegründet,

Im Ergebnis hat das LSG zu Recht den Bescheid vom 2„ November

1962 auch insoweit als rechtmäßig angesehen, als in diesem Be—
scheid — für die Zeiten vom 10 September 1958 bis zum
310 Dezember 1958 und vom 1° März 1961 bis zum 31° Dezember

1962 eine "Überzahlung" von 20524,— DM festgestellt worden

-12_
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isto "Überzahlt" ist ein Betrag9 der gewährt worden ist9

obwohl eine Rechtsgrundlage für die Leistung entweder.

schon in dem Zeitpunkt, in dem sie gewährt werden ist?

nicht bestanden hat oder wenn — wie dies hier der Fall

ist — die Rechtsgrundlage für die Zahlung später rechts-

wirksam entfallen ist0 Im vorliegenden Falle sind Rechts-

grundlage aller Leistungen‚ die Jo bis zum 310 Dezember

1962 erhalten hat? die Bescheide vom 110 Februar 1959

und vom 110 Mai 1962 gewesen; diese Bescheide sind rück_

wirkend und zu Recht "aufgehoben"9 die Rentenbezüge des

J° sind in dem Bescheid vom 20 November 1962 für die oben

genannten Zeiten um insgesamt 2°3249— DM niedriger fest—

gestellt worden° Der Betrag von 205249— DM ist damit

"überzahlt"° Die Revision ist auch insoweit unbegründet9

als sie sich gegen die Feststellung dieser "Überzahlung"

wendete

Begründet ist die Revision jedoch9 soweit das LSG auch

über die Rückforderung des Betrags von 203249w DM ent”

schieden und den Bescheid vom 2° November 1962 auch hinw

sichtlich der Rückforderung für rechtmäßig gehalten hate

Nach der zoZo der letzten Verwaltungsentscheidung maß—

'gebenden Fassung des @ 80 AVG "brauchte" die Beklagte

u°ao solche Leistungen nicht zurückzufordernQ die sie

'"zu Unrecht" gezahlt hatte? es war also in vollem Umfang

dem pflichtgemäßen Ermessen der Beklagten überlassen?

ob sie den Rückforderungsanspruch geltend machen wollteo

Das LSG hat verkannt‚ daß es eine Entscheidung über die

Rechtmäßigkeit der Rückforderung nicht hat treffen dür—

fen‚ weil noch kein Widerspruchsbeschcid vorgelegen hat0

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG fällt unter

5 79 Nr° 1 SGG auch die Entscheidung des Versicherungs-
trägers darüber? daß er von der Rückforderung überzahl—

ter Rentenleistungen absehen will (vgl° Urteile des BSG

vom 280 August 1964 und vom 270 September 1964 „ SozR

' ‘ —13—
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Nr° 12 und Nro 13 zu @ 79 SGG mit weiteren Nachweisen)o Der

erkennende Senat schließt sich dieser Auffassung ano Die
Durchführung des Vorverfahrens ist auch nach der Neufassung

des 5 so AVGdurch Arte 1 @2 Nr„ 32 Evi/■ndeweiterhin Voraus—-
setzung für die Zulässigkeit der Klageo @80 Satz 1 AVG ent—
spricht der bisherigen Regelung; neu hinzugefügt ist 5 80 Satz 2"

AVG, der das Ermessen der Verwaltung (Satz 1) weitgehend ein—

schränkt° Die Beklagte "darf" nach dieser Vorschrift eine Lei—

stung nur zurüokfordern9 wenn sie a) für die Überzahlung kein

Verschulden trifft und b) nur soweit der Leistungsempfänger‘

bei Empfang Wußte oder wissen mußte7 daß ihm die Leistung nicht

oder nicht in der gewährten Höhe zustand und 0) soweit die Rück—

forderung wegen
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers

vertretbar isto Die Neufassung ist mit dem 10 Juli 1965 in Kraft

getreten (vgl° Arte 5 5 10 Abs° l Buchst° @RVÄndG)9 sie ist

jedoch auch auf Rückforderungsbescheide anzuwenden9 die bereits

vor dem 10 Juli 1965 ergangeny aber bis zum 300 Juni 1965 noch
nicht bindend geworden sind° Der Senat stimmt insoweit überein

mit der Rechtsauffassung9 die der 50 Senat des BSG zu der eben—

falls und gleichlautend geänderten Vorschrift des 5 93 Abs° 2 des

Reichsknappsehaftsgesetzcs (EKG) vertreten hat (vglo die Urteile

vom 250 August 1965 und vom 290 September 1965? SozR Nr° 2 und

Nr° 3 zu 5 93 RKG)° Auch nach der Rechtslage im Zeitpunkt der
Entscheidung des erkennenden Senats darf aber ein Urteil über
die Rechtmäßigkeit der Rückforderung erst nach Abschluß des
Widerspruchsverfahrens ergehen; ist das Widerspruchsverfahren

noch nicht abgeschlossen9 so ist die Klage unzulässigo Zwar

ist die Entscheidung des Versicherungsträgers darüber9 ob die

drei nach 5 80 Satz 2 AVG für den Rückforderungsanspruch not—

wendigen Voraussetzungen vorliegen, nicht eine "Ermessens—

entscheidung"; im Ermessen des Versicherungstrügers liegt es
aber‚ ob er dann9 wenn er das Vorliegen der Voraussetzungen des

_14_
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@ 80 Satz 2 AVG bejaht9 also nach seiner Meinung

zurückfordern "darf“? den Rückforderungsanspruch auch

geltend machen will° Den "Zugang" zu diesem „ einge—

schränkten - Gebrauch seines Ermesscns dürfen ihm die

Gerichte nicht dadurch abschneiden? daß sie selbst —
ohne vorherige Durchführung eines Vorverfahrens - den

Rückforderungsanspruch verneinenc Dies entspricht auch

dem Grundgedanken? auf dem die Einführung des Ver—_

Verfahrens beruht? nämlich dem Grundsatz der Vor«

schaltung einer Selbstkontrolle der Verwaltung und da-

mit einer Entlastung der Gerichteo Im vorliegenden

Falle hat das LSG die Tatsachen? die nach 5 80 Satz 1
rund Satz 2 AVG für die Rechtmäßigkeit des Rückforde«

rungsanspruchs erheblich sind? bisher nicht festgee

stellt° Da es zu Unrecht über den Bescheid vom 20 No-

vember 1962? soweit dieser Bescheid die Rückforderung

betrifft9 sachlich-entschieden hat, ist das Urteil des

LSG insoweit aufzuhebeno Im vorliegenden Fall ist

davon auszugehen? daß der Kläger das Vorverfahren be—

reits eingeleitet hat; weil er sich schon in dem
' Schreiben an die Beklagte vom llo November 1962 u„ao

dagegen gewandt hat? "daß man g„„„„° stillschweigend

die bereits gezahlte Rente wieder einzieht"; dieses

Schreiben ist als Widerspruch gegen die Rückforderung

anzusehen„ Es erscheint deshalb aus Gründen der Pro—

zeßökonomiß geboten9 hinsichtlich der Rückforderung

.
die Sache an das LSG zurückzuverweisen° Das LSG hat

damit die Möglichkeit‚ vor seiner neuen Entscheidung

den leteiligten Gelegenheit zu geben? das Voxverfahren

sbzusehließen°
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Die Entscheidung über die Kosten des Revisions—

vcrfahrens bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalten° '
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